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Sechsundsechzigste Tagung 
Tagesordnungspunkt 17 c) 

Resolution der Generalversammlung 

[aufgrund des Berichts des Zweiten Ausschusses (A/66/438/Add.3)] 

66/189.  Tragfähigkeit der Auslandsverschuldung und Entwicklung 

 Die Generalversammlung, 

 unter Hinweis auf ihre Resolutionen 58/203 vom 23. Dezember 2003, 59/223 vom 
22. Dezember 2004, 60/187 vom 22. Dezember 2005, 61/188 vom 20. Dezember 2006, 
62/186 vom 19. Dezember 2007, 63/206 vom 19. Dezember 2008, 64/191 vom 21. Dezem-
ber 2009 und 65/144 vom 20. Dezember 2010, 

 sowie unter Hinweis auf die am 8. September 2000 verabschiedete Millenniums-
Erklärung der Vereinten Nationen1, 

 ferner unter Hinweis auf das Ergebnis des Weltgipfels 20052, 

 unter Hinweis auf die Internationale Konferenz über Entwicklungsfinanzierung und 
ihr Ergebnisdokument3 und die Erklärung von Doha über Entwicklungsfinanzierung: Ergeb-
nisdokument der Internationalen Folgekonferenz über Entwicklungsfinanzierung zur Über-
prüfung der Umsetzung des Konsenses von Monterrey4,  

 sowie unter Hinweis auf die Konferenz über die weltweite Finanz- und Wirtschaftskri-
se und ihre Auswirkungen auf die Entwicklung und ihr Ergebnisdokument5,  

 ferner unter Hinweis auf die Plenartagung der Generalversammlung auf hoher Ebene 
über die Millenniums-Entwicklungsziele und ihr Ergebnisdokument6, 

_______________ 
1 Siehe Resolution 55/2.  
2 Siehe Resolution 60/1.  
3 Report of the International Conference on Financing for Development, Monterrey, Mexico, 18–22 March 
2002 (United Nations publication, Sales No. E.02.II.A.7), Kap. I, Resolution 1, Anlage. In Deutsch verfüg-
bar unter http://www.un.org/Depts/german/conf/ac198-11.pdf. 
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 unter Hinweis 



 A/RES/66/189 

 3

Wirtschaftskrise verursachten Probleme, und in der Erkenntnis, dass die Auswirkungen der 
Krise auf die Entwicklung weiterhin anhalten, dass sie die Fortschritte bei der Erreichung 
der international vereinbarten Entwicklungsziele, einschließlich der Millenniums-Entwick-
lungsziele, untergraben könnten und dass sie die Schuldentragfähigkeit in vielen Ländern, 
namentlich in den Entwicklungsländern, gefährden, unter anderem durch die Folgen für die 
Realwirtschaft und die Staatseinnahmen und die Erhöhung der Kreditaufnahme zur Milde-
rung der nachteiligen Auswirkungen der Krise,  

 sowie in Anerkennung dessen, dass der Schuldenerleichterung, gegebenenfalls ein-
schließlich des Schuldenerlasses, und der Umschuldung je nach dem Einzelfall als Instru-
menten zur Verhütung und Bewältigung von Schuldenkrisen eine wichtige Rolle dabei zu-
kommt, die Auswirkungen der weltweiten Finanz- und Wirtschaftskrise in den Entwick-
lungsländern zu mildern,  

 ferner anerkennend, welche Rolle den Privatkapitalströmen bei der Mobilisierung von 
Finanzmitteln für die Entwicklung zukommt, unterstreichend, welche Probleme vielen Ent-
wicklungsländern durch den übermäßigen Zufluss von kurzfristigem Kapital entstehen, na-
mentlich was ihre Schuldentragfähigkeit betrifft, und dazu anregend, die Vor- und Nachteile 
der makroprudenziellen Maßnahmen, die zur Milderung der Auswirkungen stark schwan-
kender Kapitalflüsse zur Verfügung stehen, weiter zu prüfen,  

 mit dem Ausdruck ihrer Besorgnis darüber, dass der Schuldendienst einigen Ländern 
mit niedrigem Einkommen zunehmende Probleme bereitet,  

 mit dem Ausdruck ihrer tiefen Besorgnis darüber, dass viele der am wenigsten entwi-
ckelten Länder trotz internationaler Anstrengungen immer noch eine hohe Schuldenlast zu 
tragen haben,  

 mit Anerkennung feststellend, dass die Initiative für hochverschuldete arme Länder, 
die Multilaterale Entschuldungsinitiative und bilaterale Geber zweiunddreißig Ländern, die 
den Abschlusspunkt im Rahmen der Initiative für hochverschuldete arme Länder erreicht 
hatten, eine erhebliche Schuldenerleichterung gewährt haben, was ihre Schuldenanfälligkeit 
beträchtlich verringert und sie in die Lage versetzt hat, ihre Investitionen in soziale Dienste 
zu erhöhen, und gleichzeitig mit Besorgnis davon Kenntnis nehmend, dass einige Länder 
nach Erreichen des Abschlusspunkts noch immer als stark überschuldungsgefährdet einge-
stuft werden und vermeiden müssen, erneut eine untragbare Schuldenlast anzuhäufen,  

 davon überzeugt, dass ein verbesserter Marktzugang für Güter und Dienstleistungen, 
deren Ausfuhr für die Entwicklungsländer von Interesse ist, erheblich zur Schuldentragfä-
higkeit in diesen Ländern beiträgt,  

 1. nimmt Kenntnis von dem Bericht des Generalsekretärs8; 

 2. weist nachdrücklich darauf hin, dass eine rasche, wirksame, umfassende und 
dauerhafte Lösung der Schuldenprobleme der Entwicklungsländer für die Förderung ihres 
Wirtschaftswachstums und ihrer Entwicklung von besonderer Bedeutung ist;  

 3. betont, wie wichtig die verantwortungsvolle Vergabe und Aufnahme von Kredi-
ten ist, weist nachdrücklich darauf hin, dass Gläubiger und Schuldner die Verantwortung für 
die Verhütung untragbarer Verschuldungssituationen teilen müssen, und legt den Mitglied-
staaten, den Bretton-Woods-Institutionen, den regionalen Entwicklungsbanken und den an-
deren maßgeblichen multilateralen Finanzinstitutionen und Interessenträgern nahe, die lau-
fenden Gespräche zu dieser Frage weiterzuführen, unter anderem im Rahmen der Initiative 

_______________ 
8 A/66/164.  
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der Handels- und Entwicklungskonferenz der Vereinten Nationen zur Förderung einer ver-
antwortungsvollen staatlichen Kreditvergabe und -aufnahme;  

 4. erkennt an, welche Rolle die von dem Internationalen Währungsfonds und der 
Weltbank gemeinsam erarbeiteten Rahmenleitlinien zur Schuldentragfähigkeit von Ländern 
mit niedrigem Einkommen als Orientierungshilfe für Entscheidungen über die Aufnahme 
und die Vergabe von Krediten spielen, und regt an, die Rahmenleitlinien unter voller Betei-
ligung der Regierungen der Schuldnerländer auf offene und transparente Weise laufend zu 
überprüfen;  

 5. erklärt erneut, dass für die endgültige Beurteilung der Schuldentragfähigkeit ei-
nes Landes nicht ausschließlich ein einziger Indikator herangezogen werden soll, erkennt in 
dieser Hinsicht zwar die Notwendigkeit an, transparente und vergleichbare Indikatoren he-
ranzuziehen, bittet jedoch gleichzeitig den Internationalen Währungsfonds und die Welt-
bank, bei ihrer Bewertung der Schuldentragfähigkeit auch weiterhin den strukturellen 
Schwächen eines Landes und den grundlegenden Veränderungen Rechnung zu tragen, die 
unter anderem durch Naturkatastrophen, Konflikte und Veränderungen der globalen Wachs-
tumsaussichten oder der Austauschrelationen, insbesondere bei den rohstoffabhängigen Ent-
wicklungsländern, sowie durch die Auswirkungen der Entwicklungen auf den Finanzmärk-
ten verursacht werden, und den Mitgliedstaaten weiter Informationen zu dieser Frage be-
reitzustellen und dabei auf die entsprechenden Rahmen zurückzugreifen;  

 6. erkennt an, dass die langfristige Schuldentragfähigkeit unter anderem vom Wirt-
schaftswachstum, von der Mobilisierung einheimischer und internationaler Ressourcen, den 
Exportaussichten der Schuldnerländer, einem verantwortungsvollen Schuldenmanagement, 
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gungen zu bewegen, die Entwicklungsländern spürbar und rasch helfen wird, wenn sie sich 
bei ihren Anstrengungen zur Erreichung der Millenniums-Entwicklungsziele Finanzierungs-
lücken gegenübersehen, unter Berücksichtigung der jeweiligen Absorptionsfähigkeit und 
Schuldentragfähigkeit dieser Länder;  

 10. stellt fest, dass der Internationale Währungsfonds die aus konzessionären Fazili-
täten bereitgestellten Kredite für Länder mit niedrigem Einkommen bis Ende 2011 zinsfrei 
stellt, und bittet den Fonds, die Ausweitung seiner konzessionären Kreditfazilitäten für Län-
der mit niedrigem Einkommen für den Zeitraum nach 2011 zu erwägen;  

 11. stellt außerdem fest, dass die Länder zur Milderung der nachteiligen Auswir-
kungen der Krise und zur Stabilisierung der makroökonomischen Entwicklungen als letzten 
Ausweg, von Fall zu Fall und über bestehende Rahmen, versuchen können, vorübergehende 
Schuldenmoratorien zwischen Schuldnern und Gläubigern auszuhandeln;  

 12. stellt ferner fest, dass im Rahmen der Initiative für hochverschuldete arme Län-
der und der Multilateralen Entschuldungsinitiative Fortschritte erzielt wurden, bekundet je-
doch ihre Besorgnis darüber, dass einige Länder den Entscheidungspunkt beziehungsweise 
den Abschlusspunkt noch nicht erreicht haben, fordert die volle und rasche Umsetzung die-
ser Initiativen und die fortgesetzte Unterstützung der noch verbleibenden Länder, die die 
Voraussetzungen erfüllen, beim Abschluss des Prozesses im Rahmen der Initiative für hoch-
verschuldete arme Länder und legt allen Parteien, Gläubigern wie Schuldnern, nahe, ihren 
Verpflichtungen so schnell wie möglich nachzukommen, um den Entschuldungsprozess ab-
zuschließen;  

 13. begrüßt und befürwortet die Bemühungen der hochverschuldeten armen Länder, 
fordert sie auf, ihre innerstaatliche Politik zur Förderung des Wirtschaftswachstums und der 
Armutsbeseitigung unter anderem durch die Schaffung eines der Entwicklung des Privat-
sektors förderlichen innerstaatlichen Umfelds, eines stabilen makroökonomischen Rahmens 
und transparenter und rechenschaftspflichtiger Systeme für öffentliche Finanzen weiter zu 
stärken und bittet die internationalen Finanzinstitutionen und die Gebergemeinschaft um die 
fortgesetzte Bereitstellung einer angemessenen und ausreichend konzessionären Finanzie-
rung;  

 14. legt den internationalen Finanzinstitutionen nahe
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und produktive Investitionen zu fördern und unter Aufrechterhaltung der Schuldentragfä-
higkeit Investitionen zu tätigen, unter anderem in das Gesundheits- und das Bildungswesen;  

 25. fordert verstärkte Anstrengungen, durch die Verbesserung der internationalen 
Finanzmechanismen zur Krisenprävention und -beilegung Schuldenkrisen zu verhüten und 
ihre Häufigkeit und Kosten zu verringern, ermutigt den Privatsektor zu diesbezüglicher Zu-
sammenarbeit und bittet Gläubiger und Schuldner, nach Bedarf, im gegenseitigen Einver-
nehmen, auf transparente Weise und von Fall zu Fall die Verwendung neuer und verbesser-
ter Schuldinstrumente und innovativer Mechanismen wie Schuldenumwandlungen, ein-
schließlich der Umwandlung von Schulden in Beteiligungen bei Projekten zur Erreichung 
der Millenniums-Entwicklungsziele, sowie Instrumente zur Indexierung von Schulden wei-
ter zu erkunden;  

 26. fordert außerdem die Erwägung leistungsfähigerer Konzepte für Mechanismen 
zur Umstrukturierung staatlicher Schulden und Schuldenregelung auf der Basis bestehender 
Rahmenvorgaben und Grundsätze unter breiter Beteiligung von Gläubigern und Schuldnern, 
die vergleichbare Behandlung aller Gläubiger und eine wichtige Rolle für die Bretton-
Woods-Institutionen und die anderen maßgeblichen Organisationen im System der Verein-
ten Nationen, und fordert in dieser Hinsicht alle Länder auf, die im Rahmen der Vereinten 
Nationen und anderer geeigneter Foren geführten Erörterungen über die Notwendigkeit und 
Realisierbarkeit eines stärker strukturierten Rahmens für die internationale Zusammenarbeit 
auf diesem Gebiet zu fördern und dazu beizutragen;  

 27. beschließt, während der siebenundsechzigsten Tagung der Generalversammlung 
eine der Sonderveranstaltungen des Zweiten Ausschusses den Erfahrungen, die aus Schul-
denkrisen gewonnen wurden, und den laufenden Arbeiten betreffend Mechanismen zur Um-
strukturierung staatlicher Schulden und Schuldenregelung zu widmen, unter Mitwirkung al-
ler maßgeblichen Interessenträger, einschließlich der multilateralen Finanzinstitutionen;  

 28. stellt fest, dass sich die Zusammensetzung der staatlichen Schulden einiger Län-
der verändert und sich zunehmend von der staatlichen Kreditaufnahme zur Kreditaufnahme 
an den Finanzmärkten und von ausländischen zu inländischen staatlichen Schulden verla-




